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BILDUNGSPOLITIK

Dem Rechtspopulismus trotzen
Über den Umgang mit Einwürfen der AfD aus Sicht der GEW

Die AfD vermutet, dass es in 
verschiedenen Fällen zu Verstö-
ßen	gegen	die	Verplichtung	zur	
politischen Neutralität an Schu-
len gekommen ist und hat ange-
kündigt, eine Plattform einzu-
richten, auf der Verstöße gemel-
det werden können. Aus Sicht 
der GEW Hamburg ist dies ein 
falsches und gefährliches Si-
gnal, vor dem die Lehrkräfte 
geschützt werden müssen.

Die AfD offenbart in ihrer 
Bewertung verschiedener Ak-
tivitäten politischer Bildung 
an Schulen in vielen Fällen 
ein falsches Verständnis von 
politischer Neutralität. Neut-
ralität heißt nicht Gleichgül-
tigkeit, sondern fordert einen 
demokratischen, offenen Mei-
nungsstreit und die Ausein-
andersetzung verschiedener 
Positionen ein. Was die AfD 
moniert und gemeldet haben 
will, ist genau diese Ausein-
andersetzung verschiedener 
Positionen, die dem Neutrali-
tätsgebot nicht entgegensteht, 
sondern dieses inhaltlich füllt 
und somit ein wichtiger Teil 
politischer Bildung ist.

Verbieten will die AfD, was 
ihr nicht gefällt und beruft sich 
fälschlicherweise auf Grund-
sätze der politischen Bildung 
an Schulen. Im Sinne dieser 
politischen Bildung müssen 
engagierte Lehrkräfte gestärkt 
statt verächtlich gemacht wer-
den. Die GEW steht hinter den 
Kolleginnen und Kollegen, die 
tagtäglich politische Bildung an 
Schülerinnen und Schüler ver-
mitteln und somit eine zentrale 
Stütze unserer Demokratie sind.

Die GEW sieht Lehrer_innen-
bewertungsportale grundsätzlich 
kritisch. Besonders schlimm ist 
es, wenn auf Grundlage eines 

falschen Verständnisses von po-
litischer Bildung zur Meldung 
von Lehrkräften aufgerufen 
wird. Eine weitere Grenze ist 
überschritten, wenn das Persön-
lichkeitsrecht der Lehrkraft ver-
letzt wird. Hiervon betroffene 
Lehrkräfte, die GEW-Mitglied 
sind, können sich an uns wenden 

und werden rechtlich beraten 
und unterstützt.

Dies ist nicht der erste Ver-
such der AfD, aktiv in die Bil-
dungspolitik einzugreifen und 
Unterrichtsinhalte nach rechts zu 
rücken und Lehrkräfte zu diskre-
ditieren, wie in einer informa-
tiven Serie zur Bildungspolitik 
der AfD dargestellt wird, auf die 

unten verwiesen wird.*
Die Ankündigung zu diesem 

Portal ist nicht zuletzt Ausdruck 
der politischen Kräfteverhält-
nisse in der Bürgerschaft, in der 
nun mal eine rechtspopulistische 
Partei sitzt. Das müssen wir er-
tragen und uns dafür einsetzen, 

dass diese Rechtspopulisten 
aus dem Parlament gewählt 
werden.

Hintergrund
Zweck und Aufgabe der 

GEW ist unter anderem der 
Ausbau und die interkulturelle 
Öffnung der in den Diensten 
von Erziehung und Wissen-
schaft stehenden Einrichtun-
gen sowie die Verhinderung 
und Beseitigung von Diskri-
minierung. Gewerkschaftliche 
Mittel sind unter anderem die 
Meinungs- und Willensbil-
dung in Kundgebungen, Ver-
sammlungen, Tagungen und 
Kursen,	 die	 Einlussnahmen	
auf die Öffentlichkeit durch 
Pressearbeit sowie die Her-
ausgabe von Zeitungen und 
Druckschriften.

Vor diesem Hintergrund 
stellt die Auseinandersetzung 
mit rechtspopulistischen Or-
ganisationen ein wichtiges Be-
tätigungsfeld gewerkschaftli-
cher Aktivitäten dar. Als GEW 
rufen wir dazu auf, gegen alle 
Formen von Rassismus und 
Fremdenhass entschieden Wi-

derstand zu leisten.
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Tickt diese Uhr jetzt anders?

*Die Bildungspolitik der AfD: „Wenn wir kom-
men, wird ausgemistet!“ Der erste von drei 
Teilen zur Bildungspolitik der AfD stellt klar, 
wie die rechtspopulistische Partei systematisch 
versucht Unterrichtsinhalte nach rechts zu rük-
ken und Lehrkräfte zu diskreditieren. https://
www.gew hamburg.de/themen/bildungspolitik/
die-bildungspolitik-der-afd-wenn-wir-kommen-
wird-ausgemistet


